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Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2023/18/0108 E 4. Juli 2023 RS 8 

Stammrechtssatz 

Allein deshalb, weil einem Wehrdienstverweigerer unter den Voraussetzungen des Art. 9 Abs. 2 lit. e 
Statusrichtlinie Bestrafung durch die Behörden seines Herkunftsstaates droht, kann die Verknüpfung mit 
einem Verfolgungsgrund nicht als gegeben angesehen werden. Die Plausibilität der Verknüpfung 
zwischen der Verfolgungshandlung und den Verfolgungsgründen ist nach Auffassung des EuGH von den 
zuständigen nationalen Behörden vielmehr in Anbetracht sämtlicher vom Asylwerber (oder der 
Asylwerberin) vorgetragenen Anhaltspunkte zu prüfen. Dabei spricht zwar eine starke Vermutung dafür, 
dass die Verweigerung des Militärdienstes unter den in Art. 9 Abs. 2 lit. e Statusrichtlinie genannten 
Voraussetzungen mit einem der fünf in Art. 10 Statusrichtlinie genannten Gründe in Zusammenhang 
steht. Dies entbindet die Asylbehörde bzw. das nachprüfende BVwG aber nicht von der erforderlichen 
Plausibilitätsprüfung (EuGH Rs. EZ vgl. dazu auch jüngst deutsches BVerwG, 19.1.2023, 1 C 22.21, u.a. 
Rn. 48 ff). 
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